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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 1 0/992 — 


Schutz der in Volizugsanstalten inhaftierten Gefangenen im Verteidigungs-, 
Spannungs- und Krisenfall 


Der Bundesminister der Justiz - 4510 II - 28 071/84 - hat mit 
Schreiben vom 24 . Februar 1984 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung im Einvernehmen mit den Bundesministern des 
Innern, für Wirtschaft, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
der Verteidigung, für Jugend, Familie und Gesundheit und für 
Verkehr wie folgt beantwortet: 


A. Vorbemerkung 

Die Anfrage betrifft Angelegenheiten des Strafvollzuges, des 
Schutzes der Zivilbevölkerung und der Verteidigung. Der Vollzug 
der Freiheitsstrafe und der Untersuchungshaft ist nach der verfas- 
sungsrechtlichen Ordnung Angelegenheit der Länder. Die inso- 
weit allein von den Ländern im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen 
Zuständigkeit zu treffenden Maßnahmen können in die Beant- 
wortung der gestellten Fragen nicht einbezogen werden. Die 
Beantwortung muß sich deshalb auf die in der Zuständigkeit des 
Bundes stehenden Aufgaben der Gesetzgebung für den Strafvoll- 
zug, des Schutzes der Zivilbevölkerung und der Verteidigung 
beschränken. Die Fragen betreffen zum Teil Gegenstände, die der 
amtlichen Geheimhaltung unterüegen und deren Offenbarung 
dem Staatswohl zuwider laufen würde. 

Dies vorausgeschickt beantworte ich die Fragen wie folgt: 
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B. Zu den einzelnen Fragen 

1. Was unternimmt die Bundesregierung zum Schutz der in den 
Vollzugsanstalten (JVA's) inhaftierten Gefangenen im Verteidi- 
gungsfall? Wer ist im Verteidigungsfall zuständig für die JVA's? 


Die Aufgaben des Zivilschutzes sind zwischen Bund und Ländern 
aufgeteilt. Die im Strafvollzugsgesetz geregelte Zuständigkeit der 
Landesjustizverwaltungen für Justizvollzugsanstalten (§§ 139, 151 
StVollzG) gilt auch für den Verteidigungsfall. 


2. Welche Warndienste sind eingerichtet für die Belange 

a) der Behörden, 

b) der Gefangenen? 

Es gehört zu den Aufgaben des Zivilschutzes, die Bevölkerung vor 
den Gefahren zu warnen, die ihr im Verteidigungsfall drohen. 
Diese Aufgaben und damit die Zuständigkeiten sind zwischen 
Bund und Ländern aufgeteilt. Der Bund hat den gesamten Warn- 
dienst aufzubauen, die Gemeinden installieren, warten und 
betreiben die Sirenen. Da die Warnung jeden Einwohner errei- 
chen soll, müssen keine speziellen Warndienste eingerichtet wer- 
den, die auf unterschiedliche Belange Rücksicht nehmen. Lebens- 
und verteidigungswichtige Behörden und Betriebe erhalten unab- 
hängig von der Warnung der Bevölkerung Informationen über die 
zu erwartenden Gefahren über Warnstellen (besondere Fernmel- 
deeinrichtungen) . 


3. Welche Maßnahmen sind für die JVA's vorgesehen zum Schutz der 
Gefangenen, wer übernimmt den Objektschutz nach wessen Auf- 
forderung, und welche Bewaffnung ist dafür im einzelnen vorge- 
sehen? 


Aus den in der Vorbemerkung genannten Gründen können diese 
Maßnahmen in die Beantwortung nicht einbezogen werden. Ein 
militärischer Objektschutz ist für Justizvollzugsanstalten grund- 
sätzlich nicht vorgesehen. 


4. Welche Anweisungen bestehen für Gefangene zum Selbstschutz? 

Selbstschutz ist ein Teilbereich des Zivilschutzes, der ausschließ- 
lich auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruht. Das gilt auch für 
Gefangene. 


5. Welche medizinischen Maßnahmen sind geplant in bezug auf das 
Gesundheitssicherstellungsgesetz für die JVA’s, ist eine Triage 
vorgesehen, und wenn ja, wer nimmt diese vor? 


Überlegungen für ergänzende gesetzliche Regelungen des 
gesundheitlichen Zivilschutzes beziehen sich nicht auf Justizvoll- 
zugsanstalten. 
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6. Sind die JVA’s vorbeugend mit genügend Medikamenten ausge- 
rüstet? 

7. Ist das ärztliche Personal und das Sanitätspersonal für den Ver- 
teidigungsfall zusätzlich ausgebildet, um die Versorgung der 
Gefangenen zu übernehmen? 

8. Ist ein Plan vorhanden, in welche öffentlichen Krankenhäuser 
verletzte Gefangene im Verteidigungsfall überführt werden 
können, und wenn nein, wann wird ein solcher Plan erstellt? 


Aus den in der Vorbemerkung genannten Gründen können diese 
Fragen in die Beantwortung nicht einbezogen werden. 


9. Sind Verlegungen von Gefangenen geplant, und wenn ja, wohin? 

10. Was geschieht mit den sogenannten terroristischen und den nach 
§ 129 a in U-Haft oder Strafhaft gehaltenen Gefangenen? 

11. Ist die Räumung oder Sperrung der JVA's im Verteidigungsfall 
geplant? 

12. Sollen ausländische Gefangene besonders behandelt werden, und 
wenn ja, wie? 

13. Wird ein Unterschied gemacht zwischen ausländischen Gefange- 
nen, die aus EG-Ländern kommen und solchen, die aus Nicht-EG- 
Ländern kommen? 


Über die in diesen Fragen angesprochenen Maßnahmen zu ent- 
scheiden, ist Angelegenheit der jeweils zuständigen Stellen der 
Länder, bei Untersuchungsgefangenen auch der zuständigen 
Gerichte. Aus den in der Vorbemerkung genannten Gründen 
können diese Maßnahmen in die Beantwortung nicht einbezogen 
werden. 


14. Ist eine Contaminierung sichergestellt? 

15. Gilt das stay put auch für die Gefangenen? 

16. Wie soll auf Panikreaktionen reagiert werden, und sind dafür 
Medikamente vorgesehen? 


Aus den in der Vorbemerkung genannten Gründen können diese 
Fragen nicht in die Beantwortung einbezogen werden. 


17. Wie wirken sich 

a) die Notstandsgesetze, 

b) die Sicherstellungsgesetze (Wirtschafts-, Wasser-, Ernährungs-, 
Verkehrs-), 

c) das Wehrpflichtgesetz, 

d) das erweiterte Katastrophenschutzgesetz 

im einzelnen auf die JVA’s aus? 


Im Bereich des Gesetzes über vereinfachte Verkündungen und 
Bekanntgaben, des Wirtschaftssicherstellungsgesetzes, des Was- 
sersicherstellungsgesetzes, des Ernährungssicherstellungsgeset- 
zes, des Verkehrssicherstellungsgesetzes und des erweiterten 
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Katastrophenschutzgesetzes bestehen keine besonderen Rege- 
lungen für Justizvollzugsanstalten. Vorsorgemaßnahmen dieser 
Gesetze kommen den Gefangenen in den Justizvollzugsanstalten 
ebenso wie der übrigen Zivilbevölkerung zugute. Das Wehr- 
pflichtgesetz hat keine besonderen Auswirkungen auf die Justiz- 
vollzugsanstalten . 


18. Ist geplant, weibliche oder männliche Gefangene in die Bundes- 
wehr oder ähnliche Einrichtungen einzuziehen, und wenn ja, 
welche Kriterien werden angewandt? 


Es ist nicht geplant, weibliche oder männliche Gefangene zur 
Bundeswehr einzuberufen. 


19. Wer ersetzt die wehrdienstpflichtigen Bediensteten der JVA's im 
V erteidigungsf all? 


Die aus dem Vollzugsdienst ausscheidenden Bediensteten zu 
ersetzen ist Aufgabe der zuständigen Stellen der Länder. Nach 
§13 Wehrpflichtgesetz können wehrpflichtige Bedienstete der 
Justizvollzugsanstalten im öffentlichen Interesse für den Wehr- 
dienst unabkömmlich gestellt werden, wenn und solange sie für 
die von ihnen ausgeübte Tätigkeit unentbehrlich sind. 


20. Welche gesetzlichen Grundlagen dienen für eine Wehrstraf- 
gerichtsordnung (WStGO)? Unterstehen Gefangene oder 
Bedienstete der WStGO? Werden aus Vollzugseinheiten 
Bedienstete für die Praktizierung der WStGO vorgesehen? Welche 
Richter und Staatsanwälte sind für die Tätigkeit im Bereich der 
WStGO vorgesehen? 


Eine Wehrstrafgerichtsordnung ist nicht erlassen. Grundlage hier- 
für wäre Artikel 96 Abs. 2 GG. Danach könnten die Wehrstraf- 
gerichte Strafgerichtsbarkeit nur über Angehörige der Streitkräfte 
ausüben. Als Richter und Staatsanwälte sind nur Richter und 
Beamte vorgesehen, die gegenwärtig in der allgemeinen Rechts- 
pflege oder in der Rechtspflege der Bundeswehr tätig sind. 
Bedienstete der Justizvollzugsanstalten sind für die Wehrstraf- 
gerichtsbarkeit nicht vorgesehen. 


21. Welche zivilen Stellen haben im Verteidigungsfall noch 
Kompetenzen für die JVA’s? 


Auf die Antwort zu Frage 1 wird Bezug genommen. Kompetenzen 
anderer zivüer Stellen entstehen im Verteidigungsfall für die 
Justizvollzugsanstalten nicht. 
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22. Welche militärischen Stellen übernehmen die Befehlsgewalt über 
die JVA's? 

Es ist verfassungsrechtlich nicht zulässig, daß militärische Stellen 
eine Befehlsgewalt über Justizvollzugsanstalten übernehmen. 


23. Ist es eingeplant, Teile des Justizfuhrparks für militärische Auf- 
gaben einzusetzen, und wenn ja, wie ist dann der Transport von 
Verletzten oder zu evakuierenden Gefangenen gewährleistet? 


Teile des Justizfuhrparks sind nicht für militärische Aufgaben 
eingeplant. § 4 Abs. 2 Nr. 2 des Bundesleistungsgesetzes schließt 
ihre Heranziehung aus. 


24. Welche Maßnahmen sind für die JVA's im Spannungsfall vor- 
gesehen? 

25. Welche Maßnahmen sind für die JVA's im Krisenfall vorgesehen 
bei einer 

a) äußeren Krise, 

b) inneren Krise? 

26. In welchen der abgestuften Fälle - Verteidigungsfall, Spannungs- 
fall, Krisenfall - greift die zivile Einsatzplanung ein? 

27. Greift die zivüe Einsatzplanung auch in Länderkompetenzen ein, 
und wenn ja, wie und in welche? 


Aus den in der Vorbemerkung genannten Gründen können diese 
Fragen in die Beantwortung nicht einbezogen werden. 


28. Welche administrative Stelle hat im Falle, daß ein ziviler Einsatz- 
plan der NATO in Kraft tritt, noch Kompetenzen im Vollzugs- 
bereich? 


Die NATO hat bezüglich der Justizvollzugsanstalten keinerlei 
Kompetenzen. 


29. Welche Maßnahmen werden ergriffen für die JVA’s zum Schutze 
gegen 

a) Katastrophen im allgemeinen, 

b) Erdbeben und Naturkatastrophen im einzelnen, 

c) einen Kernkraftwerksunfall im einzelnen, 

d) moderne ABC- Waffen im einzelnen, 

e) Smog im einzelnen, 

f) P.annen beim Transport von Kernkraftbrennstoffen und dem 
Entweichen von explosiven, giftigen und radioaktiven Stoffen, 

g) Pannen bei Fabrikunfällen, z. B. Entweichen von Giftgasen? 

Mit Rücksicht auf die in der Vorbemerkung genannten Gründe 
können diese Fragen nur zum Teil in die Beantwortung einbe- 
zogen werden. 


5 



Drucksache 10/1065 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Sofern eine Justizvollzugsanstalt in der Nähe eines Kernkraftwer- 
kes liegt, berücksichtigt der Notfallschutzplan die bestehenden 
Schutzbedürfnisse der Justizvollzugsanstalt. Einzelheiten sind in 
den Rahmenempfehlungen des Bundesministers des Innern für 
den Notfallschutz in der Umgebung kerntechnischer Anlagen 
enthalten. 

Nach § 49 Abs. 2 des Bundesimmissionsschutzgesetzes sind die 
Landesregierungen ermächtigt, durch Rechtsverordnung Gebiete 
festzusetzen, in denen während austauscharmer Wetterlagen ein 
starkes Anwachsen von Umwelteinwirkungen durch Luftver- 
schmutzung zu befürchten ist. In diesen Rechtsverordnungen 
können bestimmte Schutzmaßnahmen angeordnet werden. Son- 
dermaßnahmen zum Schutze von Justizvollzugsanstalten sind in 
den genannten Verordnungen nicht vorgesehen; für die Justiz- 
vollzugsanstalten gelten die allgemeinen Anordnungen. 


30. Sind genügend Gasmasken in den JVA's vorhanden? 

31. Werden Schutzübungen in den einzelnen JVA's durchgeführt? 

32. Wie wirkt sich der Zivilschutz auf die JVA's aus? 

33. Ist eine Bevorratung von Lebensmitteln vorgesehen? 

34. Sind Lehrgänge für den Katastrophenschutz vorgesehen oder wer- 
den diese bereits durchgeführt? 

35. Wie werden Dokumente und Wertsachen der Gefangenen 
geschützt, und wie sind diese versichert? 

36. Sind Klinikbetten in öffentlichen Krankenhäusern für schwerver- 
brannte/schwerverletzte Gefangene vorgesehen, wenn ja, welche 
und wie viele, und gibt es bereits Belegungspläne? 

37. Sind für den Fall eines ABC-Alarms in den JVA’s Schutzräume 
vorgesehen? 


Aus den in der Vorbemerkung genannten Gründen können diese 
Fragen nicht in die Beantwortung einbezogen werden. Hinsicht- 
lich der Lebensmittelversorgung wird darauf hingewiesen, daß 
die für einen etwaigen Krisenfall vorgehaltenen staatlichen Vor- 
räte der Sicherstellung der Versorgung der gesamten Bevölke- 
rung und damit auch der Gefangenen in den Justizvollzugsanstal- 
ten dienen. 
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